
Auch wenn
Forschungsergebnisseaus
demAusland auf einen
Wandel dertraditionellen
Familie hinweisen, in

Luxemburgist von einer
Pluralisierungvon

Lebensformen noch nicht
viel zu sehen.

(greta) − Was macht das We-
sen von Frauen und Männer
aus? Der deutsche Psychologe
Philipp Lersch (1898− 1972) gab
in seinem Nachkriegsklassiker
"Vom Wesen der Geschlechter"
(1950) folgende Definition: "Die
der Frauvon der Natur zugewie-
sene Aufgabe, die Leibesfrucht
auszutragen, bringt es also mit
sich, dass die Frau weniger in
die Welt hinausdrängt [...]. Weil
das entscheidende Erlebnis i m
Dasein der Frau, das Mutterwer-
den, in ihr selbst und nicht
draußen in der Welt geschieht,
in der der Mannsein Daseinver-
wirklicht, gehört es zur Thema-
tik ihres Leben, zu verweilen.
[...] Dieinti mere und ursprüngli-
chere Beziehung der Frau zum
Lebendigen erklärt ihre Aufge-
schlossenheit für alle soziale
und karitative Tätigkeit. [...] al-
les Technische ist ausschließli-
che Domäne des Mannes." Diese
Vorstellung hat dasfamiliäre Zu-
sammenleben viele Jahrzehnte
geprägt. So wurde− und wird bis
heute − bei gesellschaftspoliti-
schenEntscheidungengerneauf
derartige naturalisierende Vor-
stellungen àla Lersch zurückge-
griffen. Mitihnenkonntederreal
gegebenen Ungleichheit der Ge-
schlechter nachträglich eine
"natürliche" Legiti mation verlie-
hen werden.

Nachdrei Jahrzehntenoffensi-
ver Frauenbewegungerscheinen
diese Texte inzwischen als
schlechte Zerrbilder. Das tradi-

tionelle Modell der Kernfamilie
verliert langsaman Bedeutung,
die Patchwork−Familie (durch
mehrfache Heirat) rückt all mäh-
lich in den Vordergrund. Folg-
lich, so schlussfolgert die Ge-
schlechterforschung, müsse
auch das alte Verständnis von
Familie und gängige Geschlech-
ternormen überdacht werden
(siehe woxx Nr. 644). Damit be-
fasst ist in Luxemburg vor allem
dieseit über zwei Jahrenexistie-
rende Gender−Arbeitsgruppedes
Institut d'Etudes Educatives et
Sociales (IEES). Das Team um
der Diplompädagogin Christel
Baltes−Löhr, das mit demFrauen-
ministerium zusammenarbeitet,
bemüht sich, ErzieherInnen in
der Ausbildung eine ge-
schlechtssensible Pädagogik na-
he zu bringen. Dabei soll ein Be-
wusstsein für die Tatsache ge-
schaffen werden, dass sich ge-
schlechtsspezifische Ungleich-
heiten besonders in Sozialisati-
onsinhaltenfestigenunddass es
sich bei so genannten "natürli-
chen" Konstruktionen von Ge-
schlechterrollen ergo umgesell-
schaftlich produzierte Rollen
handelt. Unterstützt wurde das
IEES am vergangenen Freitag
auch von Andrea Maihofer, Pro-
fessorin für Gender−Studien an
der Universität Basel. In ihrem
Vortrag "Familien und andere
Formen von Lebensgemein-
schaften" thematisierte sie die
"Pluralisierung familialer Le-
bensformen". Inwieweit durch
diese neuen Lebensformen nun

GENDERHEUTE

FamilieimWandel?
alte Geschlechternormen hinfäl-
lig werden, darüber sei sich die
Forschung zwar noch unschlüs-
sig, allemal aber erweitere sich
der Begriff "Familie". Laut Maih-
ofer definiert sich "Familie"
nicht mehr ausschließlich über
Ehe und Heterosexualität, son-
dern zunehmend über die emo-
tionale Qualität und die gemein-
samverbrachte Freizeit. I m Ge-
gensatz zu früher, als "Familie"
vor allem materiell betrachtet
und mit der Geburt und Erzie-
hung von Kindern begründet
wurde, sei die Familie von heute
viel mehr der Ort, wo man sich
geborgenfühlt.
Die neue Skepsis an der

Eheverdeutlichen Zahlen: In
Deutschland halteni mmerhin71
Prozent der 14- bis 29jährigen
die Ehefür keine zukunftsfähige
Institution.
Eine Umfrage unter den Schü-

lerInnen am hiesigen Erzie-
hungsinstitut ergab allerdings
das Gegenteil. Uneheliche Ge-
meinschaftensindinLuxemburg
in der absoluten Minderheit. Bei
einer hohenlandesweiten Schei-
dungsquote mag das Ergebnis
auf den ersten Blick erstaunen.
Wer jedoch weiß, wie der Staat
mit seiner konservativ−christli-
chen Prägung anderen Lebens-
formen weiterhin die bürgerli-
chen Rechte (PACS) vorenthält
und stattdessen weiterhin das
traditionelle Ehemodell propa-
giert, den werden diese Ergeb-
nissenicht wirklichverwundern.
Unter diesen Bedingungen ist
die Entscheidung für eine Ehe
schnell gefällt. Somit kann von
echter Chancengleichheit und
freier Entscheidungswahl wohl
kaumgesprochen werden.
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CSV/DP−Krach: Falscher alsfalsch?
"Die Realität sieht 300 Prozent anders aus", stellte ei n
sichtlich verärgerter Lucien Weiler am Donnerstag auf
ei ner eilends ei nberufenen Pressekonferenz klar. An-
lass: der vermei ntliche Krach der Koaliti onspartner DP
und CSV in Sachen "Zukunftstisch". Zeitungen hatten
behauptet, die ursprünglich für nächste Woche geplan-
te Parlamentsdebatte zur Nachhalti gkeit würde wegen
i nterner Zwisti gkeiten um zwei Wochen verschoben.
"Das ist ei ne total falsche I nformation", so CSV−Präsi-
dent Weiler. Die Debatte hätte − mit der Zusti mmung al-
ler Parteien − verschoben werden müssen, weil die Re-
gierung erst diese Woche die Kriterien zur Messung
von Nachhalti gkeit zusammengestellt hätte. Ohne diese
I ndikatorenliste könne der Rapport der Umweltkom-
mission zur Nachhalti gkeit, der Grundlage der Zu-
kunftsdebatte sei n soll, nicht abgeschlossen werden.
Die Kommunikation zwischen beiden Partnern sei bes-
tens, so Weiler. Weni ge Minuten später bestäti gte er
aber doch − klei nere − Meinungsverschiedenheiten. Es
gebe unterschiedliche Ei nschätzungen, ob und wie die
Akteure, besonders jene aus der Zivil gesellschaft, i n
die Zukunfstdebatte ei nbezogen werden sollte. Vor al-
lemdie DP habe Bedenken geäußert: Die Debatte könn-
te zu schwerfälli g werden.

Marschplan nach Den Haag
Der Weg für die I nvasi on der US−Truppen ist frei. Doch
nicht die "Schurkenstaaten" Irak, Iran oder Nordkorea
ni mmt Washington mit dem"Gesetz zumSchutz ameri-
kanischer Sol daten", dem diese Woche der US−Kon-
gress zusti mmte, aufs Korn. Das Gesetz richtet sich
gegen den I nternati onalen Strafgerichtshof i n Den
Haag. Es verbietet den amerikanischen Behörden, mit
den Haager RichterI nnen zusammenzuarbeiten, und er-
mächti gt den US−Präsidenten, i mFall ei ner Anklage ge-
gen sei ne Landsleute, diese unter Ei nsatz aller "notwen-
di gen und angemessenen Mittel" zu befreien, notfalls
auch militärisch. Mit der Weigerung, sich der i nterna-
ti onalen Justiz zu unterwerfen, zeigt Washi ngton ei n-
mal mehr sei ne I gnoranz gegenüber dem Völkerrecht.
Zwar wurde das Gesetz auf Betrei ben der Demokraten
i m Kongress abgeschwächt. Dennoch hat das nieder-
ländische Parlament Außenminister Jozias van Aartsen
aufgefordert, Protest gegen das amerikanische Vorge-
hen ei nzulegen. Ei n niederländischer Di plomat reagierte
auf ei ne ganz besondere Art und Weise: Er schrieb ei-
nen "Vorschlag für die I nvasion der Niederlande" und
schickte i hn ei nem demokratischen Abgeordneten i m
Washingtoner Repräsentantenhaus. Um sicher zu ge-
hen, dass George W. Bush wei ß, wo Den Haag liegt, ist
es auf der bei gefügten Karte markiert.

Greenpeace geht esumdie Wurst
"Richti g leckere Currywurst" − unter diesem Titel be-
schrei bt Greenpeace ei n technisches Verfahren zur kor-
rekten Zubereitung von Currywürsten. Die Umweltorga-
nisation meldete diese Woche ei n Patent auf alle Wür-
ste mit Sauce am Europäischen Patentamt an. Aktivi-
stI nnen errichteten dazu vor der Niederlassung des
Amts i n Berli n−Kreuzberg ei ne Wurstbude und verteil-
ten Kostproben. Mit dem Antrag startete Greenpeace
ei ne Protestwoche gegen die Gen−Patentrichtli nie der
EU, die noch i n diesem Jahr europaweit i n nati onales
Recht umgesetzt werden soll. " Mit demselben Recht,
mit dem Firmen Patente auf Gene beanspruchen, die
sie ledi glich entdeckt haben, wollen wir uns jetzt die
Rechte an der Currywurst sichern", sagte Christoph
Then, Patentexperte von Greenpeace. Damit solle ge-
zeigt werden, dass i m Patentgesetz nicht mehr zwi-
schen Entdeckung und Erfi ndung unterschieden wird.
Then fordert, die Umsetzung der EU−Richtli nie zu stop-
pen, "damit Gene, Pflanzen und Tiere nicht mehr zur Er-
fi ndung der Gen−I ndustrie erklärt werden". Das franzö-
sische Parlament beschloss bereits i m Januar ei n Ver-
bot von Gen−Patenten, und der deutsche Bundestag
sagte sei ne Absti mmung darüber für diese Legislatur-
peri ode ab. Falls Greenpeace das Currywurst−Patent er-
teilt bekommt, könnte das gravierende Folgen für alle
I mbissbudenbesitzer haben, denn es schrei bt den Weg
zur Wurst genauestens vor − bis hi n zur richti gen Sau-
centemperatur. Schließlich ist den UmweltschützerI n-
nen daslei bliche Wohl alles andere als"wurscht".
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VerschlosseneTüren?Die Familienministerin
ist sauer: Die Flüchtlings-
organisation ASTI verbreite

Lügen, wennsie dem
Ministeriumvorwerfe,
kein offenes Ohrfür die
Problemebei der nach-
schulischen Betreuung

zu haben.

genen "portes ouvertes" fern −
ein Rückgangvon20 Prozent. Da
es sich hierbei größtenteils um
ausländische Kinder und Eltern
aus sozial schwachen Milieus
handele, würde die soziale Aus-
grenzung vorangetrieben, be-
mängelte ASTI. Eine kritische
Entwicklung, die von den politi-
schen Verantwortlichen i m Mi-
nisteriumignoriert werde.
Sie habe noch nie so viele Lü-

gen auf einmal gehört, empörte
sichdie Ministerin. Nicht das Fa-
milienministerium sei für die
Preissteigerungen verantwort-
lich, sondern die Stadt Luxem-
burg. Tatsächlichhatte dieStadt
die Gebührenfür dasaußerschu-
lische öffentliche Betreuungsan-
gebot der "portes ouvertes" und
der Kinderkrippen aus Gleich-
heitsgründen für alle Anbieter
vereinheitlichen wollen. "Ich ha-
be i m Oktober 2000 den Plänen
der Stadt gegenüber mein Ver-
ständnis ausgedrückt, − solange
jedes bedürftige Kind die Mög-
lichkeit hat, die Angebote auch
in Anspruch zu nehmen", sagte
Jacobs gegenüber der woxx. Bei
einem erneuten Treffen am 25.
März diesenJahres habesiesich
bei ASTI−Präsident Serge Koll-
welter erkundigt, ob es Proble-
me gebe. "Kollwelter konnte da-
mals nichts Genaues sagen.
Er wollte sich bei mir melden.
Das hat er bis heute aber nicht
getan."
Der offene Brief an das Fami-

lienministeriumvom15. Mai die-

sen Jahres, in demASTI undIn-
ter-Action auf die Situation auf-
merksam machten, sei nie bei
der Ministerin angekommen. Ihr
liege lediglich ein solcher Brief
vom4. Juni vor, so Marie−Josée
Jacobs.
Für Serge Kollwelter spielt das

Datumdes Schreibens keine Rol-
le. Die Ministerinsei schonlange
über die Entwicklung informiert
gewesen, erwidert Kollwelter
seinerseits auf die Frage, was
dran sei an der ministeriellen
Kritik. Die Problematik sei "eine
politische Frage: Wie wird um-
verteilt?", auf welche die Regie-
rungeine Antwortfinden müsse.
Schließlich habe man die Kon-
vention mit dem Familienmini-
steriumabgeschlossen. Kollwel-
ter weist auf einenweiterenBrief
von Ende Mai diesen Jahres an
das Ministerium hin: Darin be-
schreibt die Präsidentin der "En-
tente des Foyers de Jour" (efi),
Christiane Reichert, die drasti-
schen Auswirkungen bei jenen
Kindern, die nicht mehr in die
"Foyers" kämenundspricht sich
für eine begünstigende Behand-
lung sozial schwacher Familien
aus.
Familienministerin Marie−

Josée Jacobs versteht die ganze
Aufregung dennoch nicht. Dass
hier geholfen werden müsse,
stehe außer Frage. Ihre Zusiche-
rung: "Hier kann man besti mmt
eineLösungfinden."

(ik) − Die Familienministerin
Marie−Josée Jacobs (CSV) war
sichtlich verärgert, als sie am
vergangenenDienstaginder par-
lamentarischen Fragestunde
Stellung zu einer Anfrage des
LSAP−Abgeordneten Ben Fayot
nahm. Fayot hatte die Ministerin
gefragt, obsietatsächlich plane,
die Preise für die außerschuli-
sche Betreuung in Form so ge-
nannter "portes ouvertes"−Ange-
bote landesweit anzugleichen.
Hintergrund seiner Anfrage: Die
Flüchtlingsorganisation ASTI
und die Inter-Actions Faubourg
asbl. hatteni mRahmeneiner ge-
meinsamen Pressekonferenz am
vergangenen Montag die Preis-
steigerungen aus demJahr 2001
heftig kritisiert. Eltern, die ihre
Kinder in die stadtteilbezoge-
nen, außerschulischen Betreu-
ungsstrukturen von ASTI, In-
teraction und Caritas unterbrin-

gen wollten,
müsstennunteil-
weise das Sechs-
fache des alten
Preises bezahlen
(von 6,20 auf
37,20 Euro). Die-
se Summe sei
von vielen ein-
kommensschwa-
chen Familien
aber nicht aufzu-
bringen. Die Fol-
ge: Seit der Er-
höhung blieben
20 Kinder den
von ASTI getra-
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